
Zeitschrift: Saiten : Ostschweizer Kulturmagazin

Herausgeber: Verein Saiten

Band: 26 (2019)

Heft: 295

Artikel: Am Anrollen

Autor: Kneubühler, Andreas

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-884331

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte
an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in der Regel bei
den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Siehe Rechtliche Hinweise.

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les

éditeurs ou les détenteurs de droits externes. Voir Informations légales.

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. See Legal notice.

Download PDF: 18.05.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-884331
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=en


AM ANROLLEN
In den Ostschweizer Kantonen befinden sich die Massnahmen gegen den Klimawandel erst
auf der Einspurstrecke. Ob sie schnell genug umgesetzt werden, ist eine Machtfrage.
Es gibt aber auch Alternativen.

Von Andreas Kneubühler

Man könnte einen Artikel über den Stand der Klimapolitik
in den Ostschweizer Kantonen so beginnen: Welcher

Haushalt - WG, Paar-Gemeinschaft, Klein- oder
Grossfamilie - ist in den letzten Monaten am Küchentisch
zusammengesessen und hat einen Plan ausgearbeitet, wie
aufden Klimawandel reagiert werden soll? Und hat dabei
ausgerechnet, wieviel Geld dafür auf die Seite gelegt
werden müsste? Weil das Heizen vielleicht teurer wird,
die Billigflüge wegfallen oder auf günstige Lebensmittel
aus aller Welt verzichtet werden soll.

Sicher einige. Aber waren es auch viele?
Für den Rest gilt: Natürlich kann man das Thema

auch an die Politik delegieren. Nur dauert dann alles viel länger.
Es ist aber nicht so, dass in den Kantonen nichts läuft.
Der St.Galler Kantonsrat hat im Juni einen Tag lang

über den Klimawandel und die Massnahmen dagegen
diskutiert. Die meisten Vorschläge wurden abgelehnt, einiges
wurde gutgeheissen. Wenn man sich nun fragt, ob irgendein
Beschluss auch eine konkrete Wirkung hat, dann gibt es
tatsächlich ein Beispiel. Es ist die Sache mit den Heizungen.

Ab 2020 gilt im Kanton St.Gallen ein neues
Energiegesetz. Es ist vor allem geprägt von früheren
Weichenstellungen. Ziel ist es, den Verbrauch von fossilen
Brennstoffen zu senken. Bisher gab es etwa Fördergelder, wenn
die Gebäudehülle von Liegenschaften isoliert wurde. Das

war Lenkung mit finanziellen Anreizen.
Jetzt wurde ein Zacken zugelegt. Die Besitzerinnen

und Besitzer von älteren Häusern - im Merkblatt
dazu als «Villa Durchzug» bezeichnet-, die eine Öl- oder
Gasheizung ersetzen wollen, können nicht mehr ohne
weiteres einen neuen Brenner installieren lassen. Sie
erhalten dafür nur noch eine Bewilligung, wenn sie das

Haus isoliert haben. Also den Estrich gedämmt oder neue
Fenster installiert haben, um den Energieverbrauch zu
reduzieren.

Noch besser wäre natürlich der Wechsel zu einer
Wärmepumpe.

Der St.Galler Kantonsrat hat zehn Mill ionen Franken

bewilligt, damit in den kommenden vier Jahren möglichst
viele fossile Heizungen ersetzt werden. Dazu kommen weitere

20 Millionen Franken vom Bund. Welche Subventionen
es für welche Massnahmen gibt, ist noch nicht bekannt.
Anzunehmen ist, dass alle Varianten auch mit dem Zustupf teurer

sein werden als ein neuer Gasbrenner.

In der Stadt St.Gallen, mit ihrem grossen Bestand

von je nach Geschmack sanierungsbedürftigem oder vor
allem günstigem Wohnraum, könnte dies verschiedene

Auswirkungen haben. Die Frage ist natürlich, wieweit
die Mieterinnen und Mieter bei den Investitionen in
klimafreundlicheres Heizen mitzahlen müssen. Die Diskussionen

darüber haben bereits begonnen.
Bei dieser Massnahme wird es nicht bleiben. Es geht

nicht um das Verbot von Inlandflügen, das nur wenige
betrifft. Oder um die C02-Zuschläge für den Städtetrip, die
vielleicht finanziell verschmerzt werden können. Irgendwann

werden sie kommen müssen, die Verbote und Be¬

schränkungen, die zu Verhaltensänderungen zwingen. So

weit sind die Kantone aber noch lange nicht. Im Vordergrund

stehen Themen, bei denen ein Konsens möglich ist.
Dabei geht es beispielsweise um den Wald. Es gibt

Baumarten, die mit der Klimaveränderung deutlich besser
zurechtkommen. Mit ihnen sollte deshalb aufgeforstet
werden. Bestände, die Trockenheit schlecht vertragen,
müssten mit der Zeit gefällt werden.

Wer macht, wer zahlt?
Viele Wälder gehören privaten Besitzerinnen und

Besitzern - nicht der öffentlichen Hand. Die Holzpreise
sind im Keller. Im St.Galler Kantonsrat gab es im Juni
längere Diskussionen, ob der Staat Beiträge ausrichten
soll. Schliesslich entschied eine klare Mehrheit des Parlaments

gegen den Willen der Regierung, dass es

Entschädigungen geben wird - ohne aber zu definieren, in
welchem Umfang.

Es wird viele ähnliche Debatten geben. In der
Landwirtschafts-, der Verkehrs- oder der Energiepolitik.
Die St.Galler Regierung hat für den Frühling ein
Strategiepapier angekündigt, in dem sie aufzeigen will, wo es
im Massnahmenkatalog noch Lücken gibt.

Die Thurgauer Regierung hat in der Antwort auf
einen Vorstoss zum Thema Klimaschutz auf die bereits
laufenden Anstrengungen verwiesen. Dazu gehört etwa
ein Wasser-Richtplan gegen Trockenheit. Geplant ist
weiter eine Koordinationsstelle «Klimaschutz», die
Projekte anstossen und vernetzen soll.

Auch in anderen Ostschweizer Kantonen bewegt
sich vieles noch auf der Stufe der Leitbilder, der
Willensbekundungen. So heisst es etwa im Ausserrhoder
Regierungsprogramm für die kommenden vier Jahre zum Thema

C02-Ausstoss: «Appenzell Ausserrhoden ist aufgefordert,
Veränderungen anzugehen und zu vollziehen.» Das
Übereinkommen von Paris setze dabei klare Ziele.

Der Regierungsrat hat Vorgaben formuliert. Eine
davon: Bis 2030 werden im Kanton mindestens 50
Prozent des Wärmebedarfs und mindestens 20 Prozent des

Strombedarfs durch selbst produzierte, erneuerbare Energie

gedeckt. Bereits bis in vier Jahren soll aller Strom,
den die Ausserrhoder Verwaltung verbraucht, aus
erneuerbaren Energien stammen.

Man kann diese Sätze so oder so bewerten. Für die
einen sind sie ohne Inhalt. Für die anderen immerhin ein

Anfang. Wer in einem Betrieb arbeitet, der Heizungen
vertreibt, liest sie nochmals anders.

Etwas ist am Anrollen. Wie schnell, wie einschneidend

sich die Massnahmen zum Klimaschutz auswirken,
ist eine Frage der Macht. Immer braucht es dazu
Mehrheiten. Wie klein der Spielraum ist, zeigt der Blick auf
die Zusammensetzung der Parlamente. Der St.Galler
Kantonsrat wird am 8. März neu gewählt. Das eigene
Verhalten zu ändern, ist schon heute möglich.

Andreas Kneubühler, 1963, ist Journalist in St.Gallen.
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